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Tagungsbericht: „Demokratisierung und
Entdemokratisierung in Europa?“

Eine Tagung des Renner-Instituts in Kooperation mit AGORA, der Sektion
Demokratieforschung der Österreichischen Gesellschaft für Politikwissenschaft.
Wien, 8. und 9. Juni 2006

Ausgehend von der Problemstellung, dass die Aufkündigung des Gesellschaftsvertrages der Nachkriegs-
zeit mit seinen ökonomischen und sozialen Merkmalen (z. B. Vollbeschäftigung, wohlfahrtsstaatliche Si-
cherung etc.) durch eine neoliberale Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik zu politischen Veränderungen
in Europa geführt hat, hatte die Konferenz zum Ziel, die Auswirkungen dieser Veränderungen („Reform-
politiken“) auf die politischen Systeme und die Beschaffenheit von Demokratie auf nationalstaatlicher
und europäischer Ebene zu beleuchten.

Österreichische Zeitschrift für Politikwissenschaft (ÖZP), 35 Jg. (2006) H. 3,  311–318

Erich Fröschl (Renner Institut) und Christi-
an Schaller (Agora) eröffneten die Tagung mit
einer Erläuterung des gesetzten Rahmens:

Fünf zentrale Fragen sollten die Problem-
stellungen zunächst auf einer allgemein-einfüh-
renden Ebene, danach an Hand von vier Länder-
fallbeispielen (Österreich, Großbritannien, Ita-
lien und die Tschechische Republik) sowie für
die Europäische Union analysieren:
1. Was sind die ökonomischen und sozialen

Rahmenbedingungen und Voraussetzungen
für Partizipation? Inwiefern bestimmen sie
Demokratiequalität, Demokratisierung und
Entdemokratisierung?

2. Wie sind politische Partizipationsformen
und politisches Partizipationsverhalten der
Bevölkerung beschaffen? Welche Auswir-
kungen haben sie auf Demokratiequalität,
Demokratisierung und Entdemokratisie-
rung?

3. Wie wirkt sich das Verhältnis von Politik und
Medien auf das Verhältnis von Demokratie-
qualität, Demokratisierung und Entdemokra-
tisierung aus?

4. Was bedeutet Europäisierung (Verlagerung
politischer Kompetenzen auf die Ebene der
Europäischen Union) für nationalstaatliche

Demokratiequalität, Demokratisierung und
Entdemokratisierung?

5. Welche Reformen für Demokratisierung und
welche Gegenstrategien zu Entdemokra-
tisierung sind möglich bzw. wünschenswert?

In seiner Keynote Speech wies Thomas
Meyer (Moderation: Hubert Sickinger) auf die
Verlockung hin, die genannten Fragestellungen
mit „generalisierenden Hypes“ zu beantworten.
Zu einfach sei es etwa, ein Ende des Wohlfahrts-
staates, einen Postparlamentarismus festzu-
stellen oder den Neoliberalismus – quasi als Na-
turgewalt – als Erklärungsmuster heranzuzie-
hen:

Verfallsprognosen sind immer spektakulär und
aufmerksamkeitsfreudig, jedoch in nüchterner Ana-
lyse selten realistisch. Meistens geht es um Trans-
formationsprozesse mit gemischter Bilanz, in der
Gewinne und Verluste zu verzeichnen sind, vor al-
lem aber Veränderungen und Neuerungen, die nicht
linear mit den vorherigen Zuständen verglichen
werden können. Das gilt beispielsweise für die Ent-
wicklung der modernen Mediendemokratie, aber
auch für die Europäische Union. Demokratiedefizite
zu konstatieren setzt also nicht unbedingt, so
jedenfalls mein Ausgangspunkt, die Behauptung
voraus, diese hätten zuvor nicht bestanden.
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Ausgehend von dieser Diagonose skizzier-
te Meyer große Trends mit hohem Verän-
derungspotenzial: Verwende man für die Beur-
teilung der Demokratiequalität in Europa die
Indikatoren Wahlbeteiligung, bürgerschaftliches
Engagement und Demokratievertrauen der
Bürgerinnen und Bürger, dann sei die demo-
kratiepolitische Bilanz im Großen und Ganzen
ausreichend und nicht wesentlich schlechter als
in den Jahrzehnten zuvor. Die Wahlbeteiligung
schwanke traditionell, die Politikverdrossenheit
betreffe die politischen Institutionen, aber nicht
Politik im Allgemeinen, das zivilgesellschaft-
liche Engagement habe zwar an Spektakularität
verloren, sei aber relativ stärker ausgeprägt als
noch in den 1970er- und 1980er-Jahren. Anlass
zu besonderer Sorge würden jedoch die Verrin-
gerung sozialer Demokratie, eine zunehmende
Medialisierung und die Stagnation im Bereich
der Europäischen Union geben.

Die Verschlechterung der sozialen und wirt-
schaftlichen Voraussetzungen (Krise des Sozi-
alstaates) für die Gewährleistung gleicher Parti-
zipationschancen der Bürgerinnen und Bürger
ziehe einen Abbau sozialer Demokratie nach
sich. Soziale Demokratie sei allerdings wie-
derum Voraussetzung für die faktische Umset-
zung der Gleichheits- und Teilhabebedingungen
liberaler Demokratie. Dies bedeute eine prak-
tisch spürbare soziale, politische und ökonomi-
sche Exklusion – und für einen beträchtlichen
Teil der Bürgerinnen eine Verschlechterung ih-
rer realen Teilhabechancen.

Länder mit Bildungssystemen, die Ungleichheiten
der Sozialklassenzugehörigkeit bloß reproduzieren,
schaffen in dieser Hinsicht starke Ausschließungs-
mechanismen. In diesem Sinne ist die Schwächung
der Standards sozialer Demokratie zugleich auch
eine Schwächung der partizipativen Demokratie,

so Meyer.
Die Medialisierung von Politik führe auf-

grund Entertainisierung, Theatralisierung und
überspitzter Personalisierung zu einem Verlust
deliberativer Qualität der demokratischen Öf-
fentlichkeit, zur Marginalisierung von poli-
tischen Parteien und Parlamentsfraktionen und
beschneide damit den Spielraum deliberativer
Politik. Auch würden sich Demoskopie und

Medien in hohem Maße auf Momentaufnahmen
konzentrieren statt auf Prozesse, Argumente und
Verfahren. In Kombination mit einem eindeu-
tig feststellbaren Qualitätsverlust der politischen
Beratung stellten diese „Irrationalisierungen“
eine „durchaus ernsthafte Gefährdung der
Demokratiequalität in den europäischen Län-
dern“ dar.

Die EU müsse, um die Krise der Stagnation
zu überwinden, „wieder zu einer realistischen
Utopie“ werden. Politikgestaltung müsse poli-
tisiert werden, so könne z. B. die Präsentation
und Diskussion von Entscheidungsalternativen
zu einer Belebung der europäischen Öffentlich-
keit führen.

Meyers Fazit lautete, dass letztlich, als „ge-
mischte Bilanz“, große und kleine Demokratie-
defizite zu konstatieren seien: „Im Falle von
sozialem Demokratieverlust, Medialisierung der
Demokratie und Europakrise sind sie ernsthaf-
ter Natur und bedürfen phantasievoller und be-
harrlicher Gegenstrategien. Sie haben trotz des
gemeinsamen Rahmens der Globalisierung den-
noch jeweils eigene spezifische Ursachen und
sind daher nicht durch eine Patentrezeptur zu
heilen. Die Demokratisierung in Europa ist eine
große Baustelle mit mehreren Bauplätzen. Der
Gesamtüberblick ist wichtig, aber die Arbeit
muss auf den einzelnen Baustellen geleistet
werden.“

Der ausführlichen Präsentation und Diskus-
sion der Länderfallbeispiele war der nächste Tag
gewidmet. Den Abschluss der Tagung bildeten
die Präsentation der Schlussfolgerungen aus den
Länderfallbeispielen, ein Referat zum europäi-
schen Kontext von nationalstaatlicher Demo-
kratieentwicklung und eine Podiumsdiskussion
zur Frage von Demokratisierung und Entdemo-
kratisierung auf EU-Ebene:

Anton Pelinka eröffnete seinen Beitrag zum
Länderfallbeispiel Österreich (Discussant:
Herbert Dachs, Moderation: Wolfgang C. Mül-
ler) mit der Feststellung, dass die Demokratie-
qualität eines politischen Systems sowohl am
Zugang zum politischen Entscheidungsprozess
als auch am Ergebnis dieses Prozesses gemes-
sen werden müsse, „denn darin kommt die für
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die Demokratie unverzichtbare Ambivalenz von
Freiheit und Gleichheit zum Ausdruck“.

Pelinka untersuchte daher auch für Öster-
reich den Input- und Output-Bereich der Politik-
gestaltung und konstatierte wie bereits Meyer
eine „gemischte Bilanz“: Die wichtigsten Defi-
zite bzw. Merkmale der Entdemokratisierung
seien „die quantitativ zunehmende Verletzung
des Konzepts ,citizenship‘ (nach Dahl) und die
sich weiter öffnende Schere zwischen Arm und
Reich“. Vom Bedeutungsverlust der Sozial-
partnerschaft, dem Stil der politischen Kultur
profitiere vor allem die rechte Gesellschaftskri-
tik. Aus dem Prototyp einer Konsens- und
Verhandlungsdemokratie sei eine Mischform
aus Konkordanz- und Konfliktdemokratie ge-
worden. Pelinka begegnete der Vorstellung, die
Qualität der österreichischen Demokratie durch
eine Verfassungsreform garantieren bzw. ver-
bessern zu können, mit historisch begründeter
Skepsis: „Die Konkordanzdemokratie der Zwei-
ten Republik funktionierte auf der Grundlage
derselben Verfassung, die nicht geeignet war,
die zentrifugale Entwicklung der Ersten Repu-
blik zu verhindern.“

Trotz der Distanz im Input-Bereich könne
eine Europäisierung der österreichischen Poli-
tik festgestellt werden – die genannten Problem-
stellungen könnten daher auch nur auf europäi-
scher Ebene gelöst werden: „Europäische Kon-
zepte zur Definition von ,citizenship‘, in Ver-
bindung mit einer europäischen Migrations-
politik gehören ebenso dazu wie der systemati-
sche Beginn einer europäischen Sozialpolitik
und eine europäische Verfassungspolitik, die vor
allem die Stärkung des Europäischen Parlaments
zum Ziel hat.“

Discussant Herbert Dachs stimmte Anton
Pelinka einerseits zu, verwies andererseits aber
auf die Schwierigkeit, Demokratie überhaupt
messen zu wollen, denn dabei könnten norma-
tive Urteile und empirische Befunde leicht ver-
mischt werden. Er schlug vor, als Kriterien für
die Messbarkeit von Demokratie „accessability
und accountability“ zu etablieren. Schwierig sei
es auch, einen generalisierenden Befund zu for-
mulieren, denn „Demokratie ist in Österreich in
verschiedenen Spielarten anzutreffen: auf Bun-
des- und Länderebene, als Konflikt-, Konsens-

und Konkordanzdemokratie“. Dachs beobach-
tete aber auch, dass sich „die Politik Macht zu-
rückholt, vor allem wenn Politik als Bewegung,
alternativenreich und mobilisierend, auftritt“.

Die negativen Anteile der Konkordanz-
demokratie, wie sie vielfach auf Länderebene
und in den Gemeinden in Österreich anzutref-
fen ist, seien: „Reformverweigerung – Eliten-
politik wirkt damit Demokratie mindernd. So-
mit ist auch die Große Koalition eine Demo-
kratieminderin.“

Dachs stellte aufgrund von empirischen
Untersuchungen zum Demokratieverständnis in
Österreich einen „verengten Demokratiebegriff“
fest. Elemente sozialer und partizipativer De-
mokratie würden nur von einem kleinen Teil der
Bevölkerung unterstützt. Allerdings sei auf
kommunaler Ebene durchaus eine Aufwertung
der demokratischen Willensbildung festzustel-
len: Dies gelte etwa für die Möglichkeit der
Direktwahl der BürgermeisterInnen oder für
kooperative Demokratieelemente wie Lokale
Agenda 21-Prozesse, die jedoch keine Auswir-
kungen auf die Bundesebene zeigen würden.
Festzustellen sei auch, dass die etablierte Poli-
tik auf Gemeindeebene auf Ergebnisse
partizipativer Politikentwürfe oft mit der „brei-
ten Palette der Tricks des Aussitzens“ reagiere,
so Dachs.

Die Potenziale der Zivilgesellschaft, ver-
mehrt Elemente der sozialen und partizipativen
Demokratie einzufordern, seien schwer einzu-
schätzen – letztlich bleibe ihre Hauptaufgabe das
Agenda Setting und nicht die unmittelbare Be-
teiligung am politischen Prozess. Fraglich sei
auch, ob zivilgesellschaftliche Organisationen
den „Marienthal-Mechanismus“ aufhalten kön-
nen bzw. sollen. Wenn der Staat soziale Fürsor-
ge nicht mehr vermitteln könne, sei national-
staatlicher Souveränitätsverlust die Folge – dies
führe zu Furcht und Unsicherheit. Zwar sei es
notwendig, diese Probleme auf europäischer
Ebene zu lösen, die demokratiepolitische Ver-
unsicherung werde damit aber nicht aufgeho-
ben: Dachs konstatierte für Nationalstaaten in
der EU ein „veritables demokratiepolitisches
Dilemma“ und bezeichnete die EU als
„Entdemokratisierungsagentur“. Die EU kön-
ne nur sehr langfristig helfen, demokratie-
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politische Probleme in Österreich zu lösen –
vorher müsse man „durch das Tal der demo-
kratiepolitischen Tränen“.

Die Tagung wurde in englischer Sprache
fortgesetzt.

Für Großbritannien fragte André Kaiser
(Discussant: Karl A. Duffek, Moderation: Wolf-
gang C. Müller) nach den Auswirkungen der
New Labour-Regierungen seit 1997 auf die
Demokratiequalität. Zunächst nahm er kon-
zeptuelle Klärungen vor, da man zwischen dem
Prozess der Demokratisierung und dem Fest-
stellen von demokratischer Qualität unterschei-
den müsse.

Kaiser definierte Demokratisierung als
Wandlungsprozess von autoritären zu demokra-
tischen Regimes, wobei er Demokratie, in An-
lehnung an Dahl, als „participation plus
contestation“ verstand. Demokratische Qualität
beschrieb der Referent als multidimensionales
Konzept, charakterisiert durch „trade-offs and
optimization problems“. Partizipation, Reprä-
sentation, Responsivität, Rechenschaftspflicht,
Wettbewerb und Kontrolle bildeten den Mix, der
graduell unterschiedlich die Qualität von De-
mokratie ausmache. Eine gleichzeitige Maxi-
mierung dieser Dimensionen sei kaum möglich,
für den jeweiligen Qualitätsanspruch bedeute
das, den richtigen Mix zu wählen.

Kaiser schlug als begriffliche Annäherung
vor, Demokratie als „mix between inclusiveness
and alternation“ zu begreifen und diagnostizier-
te im Fall von Großbritannien das Problem, den
richtigen Mix zwischen konkurrierenden Zielen
zu finden. Es sei ein typischer Fall einer
Mehrheitsdemokratie nach Lijphart, in der eine
Ein-Parteienregierung uneingeschränkte Re-
gierungsmacht bis zum nächsten Wahltag
innehabe. In einem zweidimensionalen Kon-
zept von Demokratie würden die Abstim-
mungsprobleme zwischen Inklusivität (von
Kaiser definiert als Stimmenanteil der Wäh-
lerInnen, die in der Regierung vertreten sind)
und Wechsel üblicherweise „in favour of high
alternation“ gelöst. Kaiser stellte daher für
Großbritannien folgende demokratiepolitische
Probleme fest:

Interne Probleme:
Die Erosion der Zweiparteienvorherrschaft

führte zum Aufstieg dritter Parteien (die Libe-
ral and Social Democrats, die Nationalists in
Schottland und Wales sowie andere Klein-
parteien) und auch zum Wunsch nach konstitu-
tioneller Reform, mit unterschiedlichen Zielset-
zungen: einerseits dem Bruch mit dem West-
minster-Modell, um zu einer europäischen
Konsensdemokratie kontinentaleuropäischen
Typs zu gelangen, andererseits die Reform der
Westminster-Demokratie, wie sie New Labour
vertrat.

Externe Probleme:
Großbritannien sei Teil des anglo-ameri-

kanischen Kapitalismus – daher gebe es keine
Tradition von ökonomischer Demokratie,
Korporatismus und betrieblicher Mitbestim-
mung. Die europaweite gesellschaftliche und
politische Entwicklung zum Neoliberalismus sei
demzufolge nicht als Verschlechterung demo-
kratischer Qualität begriffen worden. Im Gegen-
teil:  „Shifts from the public to the private sector
have been seen as increasing the opportunities
for decentralised, participatory decision-
making.“

Die europäische Integration, die Idee „Euro-
pa“, bleibe in Großbritannien umstritten, die
britische Souveränität vorrangig. Zur Frage des
Verhältnisses zwischen Medien und Politik stell-
te Kaiser fest, dass hier weniger Fragen demo-
kratischer Qualität im Mittelpunkt stünden, in
Großbritannien seien die Medien Austragungs-
ort für machtpolitische Auseinandersetzungen
in und zwischen Parteien.

Schlussendlich sei die Verfassungsreform-
Agenda von New Labour von einer langen Lis-
te individueller Reformen geprägt (z. B. „De-
volution“, „Scotland and Wales Acts“ und an-
dere regionale Autonomisierungspolitiken), es
gebe aber keinen Masterplan. Im Bewusstsein
der Öffentlichkeit bliebe die konstitutionelle Re-
form ein Thema für die Gerüchteküche, da sie
zu wenig deutlich bzw. zu wenig profiliert wahr-
genommen werde. Die Westminster-Demokra-
tie wurde zwar ein wenig reformiert – „seen in
this light, democratic quality has impoved“ –,
ein Wandel in Richtung europäischer Kon-
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sensusdemokratie sei jedoch nicht festzustellen.
Kaiser erwartete eher größere, langfristige Pro-
bleme, da Spannungen zwischen den nationa-
len und regionalen Logiken demokratischer
Politik zunehmen würden und das nationale
Wahlsystem diesen Spannungen nicht gewach-
sen sein könnte.

Karl A. Duffek entgegnete als Discussant,
dass es für dieses Urteil noch zu früh sei: Die
Reformagenda von New Labour sei noch nicht
am Ende – in vier Feldern soll es laut Wahl-
programm 2005 eine konstitutionelle Reform
geben:

– Devolution
– Schutz von Bürgerrechten und politischen

Rechten
– Active Citizenship
– Repräsentation von Frauen in der Politik

Duffek stimmte Kaiser zu, dass eine ökono-
mische Demokratie zwar nie eine Rolle in der
britischen Regierungspolitik gespielt habe, so-
ziale Rechte seien dennoch sehr wohl ein The-
ma. Nicht zu vergessen seien auch die Irritatio-
nen der britischen Demokratie durch „9/11“ und
die Beteiligung am Irakkrieg (Ausweitung der
Tätigkeiten und Aufwertung der Geheimdiens-
te, Einschränkung von Bürgerrechten). Gene-
rell sinke die Wahlbeteiligung in Großbritanni-
en: Im Zusammenhang mit der von Labour nicht
weiter verfolgten Diskussion einer Reform des
Mehrheitswahlsystems blieb die Frage unbeant-
wortet im Raum, ob Devolution und die natio-
nalistischen Parteien in Schottland und Wales
eine Gefahr für die britische Demokratie sein
könnten.

Gianfranco Pasquino zeichnete für Italien
(Discussant: Ulrich Ladurner, Moderation:
Bernhard Perchinig) folgendes Bild:

Auf den ersten Eindruck schienen die Par-
teien in Italien sehr stark zu sein, sie beein-
flussten in hohem Maße die „institutional
arrangements“. Auch die Position des Präsiden-
ten sei historisch nie sehr stark und Italien immer
von einem schwachen Parlament und Minister-
präsidenten geprägt gewesen, die keine Auto-
nomie für das institutionelle Spiel hatten. Von
einer eher schwachen Regierung auf eine schwa-

che Demokratie zu schließen, sei jedoch ver-
fehlt:

In fact, one could state that governments could afford
the luxury of being unstable precisely because the
overall political and institutional framework was
democratically solid. (…) The instability of Italian
governments must to a large extent be considered
an element contributing to the stability of Italian
Democracy.

Die Parteien seien in Italien traditionell
immer sehr stark gewesen („partitocrazia“),
allerdings – so Pasquino – aufgrund der Schwä-
che aller anderer politischer Institutionen: “they
were strong by default”. So seien gerade die
Kommunisten ein wichtiger Stabilitätsfaktor für
das italienische politische System gewesen – sie
hätten Demokratie nie in Frage gestellt, sondern
sich als Reformmotor für mehr Demokratie und
Verteilungsgerechtigkeit verstanden. Stabilität
hätte auch die Konkurrenz mit dem klassischen
Gegenspieler, den Christdemokraten, geboten.

Das Schlüsselwort für Italien sei „Transiti-
on“. Seit 1992/93 mache das italienische politi-
sche System eine komplexe, kontroverse und
von Konflikten gekennzeichnete Phase durch.
Ungelöst seien die Fragen der Machtbalance
zwischen den italienischen Parteien, deren Ein-
flussnahme auf die Regierung und das gesamte
politische Institutionensystem sowie die Quali-
tät der politischen Führung – im Großen und
Ganzen könne man beim italienischen „Case“
weder von einem Prozess der Demokratisierung
noch von Entdemokratisierung, sondern eher
von einer demokratischen Pattstellung sprechen.
Die Parteien, oder, seit Berluscuni, „political
movements“, seien weiterhin ein wichtiger Fak-
tor des italienischen öffentlichen Lebens, das
Fernsehen gelte als wichtigstes politisches
Informationsmedium. Weder verschlechtere
noch verbessere sich die italienische Demokra-
tie, wobei auch Pasquino auf das Problem von
Messkriterien für Demokratie und Demokratie-
qualität verwies. Die institutionellen Aus-
formulierungen der italienischen Demokratie
würden, so die letzte Eurobarometer-Umfrage,
von den ItalienerInnen nicht wirklich geschätzt.
65 Prozent seien mit dem Funktionieren ihrer
Demokratie unzufrieden, partizipierten jedoch
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in einer Fülle von außerinstitutionellen Einrich-
tungen.  Die Idee des vereinten Europa sei weit-
gehend akzeptiert, werde aber als nicht relevant
für die Qualität der italienischen Demokratie
erachtet.

Discussant Ulrich Ladurner schloss daraus,
dass weder – wie seit Berlusconi oft propagiert
– von einem „dark age“ noch – für die Zeit davor
– von einem „golden age“ der italienischen
Demokratie gesprochen werden könne. Es stim-
me zwar, dass Berlusconi ein politisches Vaku-
um fülle, könne aber deshalb bereits von
Entdemokratisierung gesprochen werden? Was
Berlusconi geschafft habe, sei, italienische
Strukturen völlig umzudrehen, denn in Italien
sei das Parlament traditionell instabil, die Ge-
sellschaft hingegen (aufgrund der familiären
Strukturen) stabil – das Gegenteil sei nun der
Fall.

Die Parteien seien, so Ladurner, traditionell
immer sehr stark gewesen – die Kommunisten
hätten aufgrund ihres „door to door cam-
paigning“ in den 1950er-Jahren einige Millio-
nen Mitglieder gehabt. Die aktuelle Frage nach
der Demokratiequalität weise durchaus auf eine
Veränderung der politischen Rhetorik hin – die
italienischen Parteien hätten nie Platz für einen
rechten Rand gelassen, was die Entstehung von
rechten Splittergruppen und den öffentlich-po-
litischen Diskurs beeinflusst habe.

Gianfranco Pasquino konnte Discussant
Ladurner nicht zustimmen: Die Debatte auf die
Person Berlusconi reduzieren zu wollen, sei
falsch, denn es gebe mehr als Berlusconi in der
italienischen Politik. Berlusconi sei nicht die
Ursache für alles, was in Italien schief gehe. Er
sei ein kleines Puzzleteilchen in der italienischen
Biografie, ein Produkt von Bedingungen, die
schon vorher existiert hätten. Berlusconi schaffte
es – insofern stimmte Pasquino zu – , die Re-
gierung zu stabilisieren und die Instabilität in
die Gesellschaft zu importieren. Einerseits wir-
ke er inkludierend, andererseits repräsentiere er
sehr wohl „the dark age of Italian government“.
Es stimme, dass er Gesetze nach seinen Vor-
stellungen korrigiert habe und durchaus
thatcheristische Elemente (wie z. B. „there is
no such thing as society“) nach Italien bringe.
Auf fruchtbaren Boden falle seine Strategie dort,

wo WählerInnen „stable governments“ wollten,
die sie nicht weiter belästigen würden. In
Berlusconis Propaganda sei Italien „a country
that is deeply devided“ – wer nicht für mich ist,
ist gegen mich, wie Pasquino die Zelebrierung
dieser Spaltung interpretierte.

Ladislav Cabada eröffnete das Länderfall-
beispiel Tschechische Republik (Discussant:
Andreas Pribersky, Moderation: Bernhard
Perchinig) mit der Feststellung, dass die Tsche-
chische Republik nach dem Jahr 1989 mit der
Bildung einer demokratischen Regierung ge-
gründet worden sei (Cabada wies darauf hin,
die Begriffe Tschechoslowakische Republik und
Tschechische Republik für die Jahrer 1989 bis
1992 synonym zu verwenden). Das Land kön-
ne mittlerweile als konsolidierte Demokratie
gelten. Cabada stimmte nicht mit anderen
PolitologInnen überein, dass die neuen Demo-
kratien in der EU erst herausfinden müssten, ob
sie wirklich demokratisch seien. Auch stellte er
in Frage, ob die „democracies in transition“
wirklich mehr oder weniger korruptionsanfällig
als die traditionellen westlichen Demokratien
seien. 16 Jahre danach könne man sagen, dass
der Wandel Richtung Demokratie nicht so
schmerzhaft wie in anderen Ländern gewesen
sei. Die politische Elite habe den Prozess domi-
niert, „a coalition of moderate representatives
of the new and old regime“ sei das Ergebnis.

Prinzipiell hätten viele Faktoren die Ausge-
staltung der tschechischen Demokratie beein-
flusst. Es sei daher nahe liegend, dass die kom-
munistischen Regime, aber auch die längerfris-
tige historische Entwicklung der politischen
Kultur dafür maßgeblich gewesen seien – die
tschechische politische Kultur sei auf Basis der
nationalstaatlichen Entwicklung zu Beginn des
20. Jahrhunderts entstanden und von Masaryks
Ideen über die spezielle Rolle der tschechischen
Nation in der Weltpolitik beeinflusst worden.
Aus diesem Weltbild sei die erste tschechische
Republik entstanden, die bis heute Gesellschaft
und die politische Kultur beeinflusse. Cabada
nahm sogar an, dass bestimmte Denkmuster der
ersten tschechischen Republik auch heutige
Verhaltensmuster der politischen Eliten prägten.
Eine tiefer gehende Diskussion über die histo-
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rischen Wurzeln des aktuellen politischen Ver-
haltens, über die Ausgestaltung der politischen
Kultur und Untersuchungen zur Regierungs-
effizienz würden für die Ausrichtung und Aus-
gestaltung der tschechischen Demokratie sehr
hilfreich sein.

Cabada bewertete es als das derzeit größte
Problem, dass politische Institutionen ihre Ar-
beit nicht als öffentliche Dienstleitungen ver-
stehen würden. Öffentliche und politische In-
stitutionen seien, so seine Folgerung, somit letz-
te Überbleibsel der vergangenen Regime – sie
hielten sich für unersetzbar, hätten quasi mono-
polistische Positionen und diktierten Normen
sowie Regeln des öffentlichen politischen Le-
bens.

Der Referent diagnostizierte letztlich eine
Stagnation der Demokratie in der Tschechischen
Republik. Die Tradition der Erstarrung habe ihre
Wurzeln immer noch im österreichisch-ungari-
schen bürokratischen System, die Veränderun-
gen seit 1989 hätten nicht mit diesen Traditio-
nen brechen können. Daher sei die Frage nach
Entdemokratisierung oder Demokratisierung
nicht so passend – eher wäre die Frage nach
Strategien für die fortschreitende Europäi-
sierung der Tschechischen Republik angebracht.
Bisher scheine der Druck in Richtung
Subsidaritätsprinzip ein sehr wichtiges und nütz-
liches Instrument für Demokratisierung und das
Aufbrechen der starren Strukturen der öffentli-
chen Verwaltung zu sein. Cabada wies ferner
darauf hin, dass allerdings auch in der EU sehr
starke Erstarrungstendenzen festzustellen seien
– sich dieses Phänomen also nicht auf national-
staatliche Eigenheiten beschränke.

Discussant Andreas Pribersky stellte gene-
rell „patterns of comparison across the boarders
for the so called new democracies“ fest, die vor
allem vom Spannungsfeld zwischen starken
staatlichen Institutionenordnungen und neuen
Parteien geprägt seien. Paternalismus sei sehr
wichtig für die verschiedenen politische Re-
gimes, auch sei die Gesellschaft immer noch
gespalten – und zwar entlang der traditionellen
Konfliktlinie kommunistisch/antikommunis-
tisch, wobei die Trennung heute nicht mehr
entlang ideologischer Gegensätze, sondern eher
entlang der Trennlinie zwischen Gesellschaft

und Institutionen verlaufe. Die Trennung zeige
sich auch in verschiedenen politischen Subkul-
turen und Lebensstilen und sei von politischen
EntscheidungsträgerInnen vorangetrieben wor-
den.

Pribersky wies auch auf „the battle of
reconstruction of the term nation“ in der Tsche-
chischen Republik hin. „Nation“ werde unter-
schiedlich konnotiert und vor allem von den
konservativen Rändern aller Parteien ins Spiel
gebracht, was auch in Polen, Ungarn und Itali-
en der Fall sei. Dringend nötig wären demnach,
und hier bestätigte er Cabada, „history- or
remembering politics“, um die Auseinanderset-
zung mit den historischen Wurzeln der Identi-
tät und die Suche nach Antworten zu forcieren.

Cabada antwortete darauf: „We still develop
democracy“ – wir sind noch nicht soweit, aber
auch nicht bereit, von Entdemokratisierung zu
sprechen. Eher könne eine „democratic
anaemia“ festgestellt werden: Politische Syste-
me würden nicht mehr von Ideologien zusam-
mengehalten und von Visionen geleitet, sondern
von den Lobbying-Aktivitäten der Parteiführer
geprägt.

Die abschließende Podiumsdiskussion über
„Demokratisierung und Entdemokratisierung in
Europa?“ (Moderation: Gerda Falkner) wurde
mit einem Referat von Alessandro Politi einge-
leitet.

Sein Befund stellt die Souveränität der eu-
ropäischen Nationalstaaten generell als „very
thin“ dar. Das Konzept von „european citizen-
ship“ sei „weak“. Er unterschied zwischen
democradura, der autoritären Demokratie, und
democrablanda, der „weichen“ Demokratie, und
prognostizierte, dass democradura das nächste
Modell für die Demokratien der nördlichen
Hemisphäre sein werde. Politi gab dafür folgen-
de Gründe an:
– Politische Parteien würden nicht mehr auf

Basis ihrer Ideologien agieren, sondern mit-
tels Lobbyismus und „Führerprinzip“.

– Parteikampagnen würden immer teurer –
„sponsorship“ schaffe Abhängigkeiten.

– Regierungen würden versuchen, politische
Macht auszubauen und Parlamente zu ent-
werten.
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– Zivilgesellschaften verlangten mehr „power-
sharing“, als Politiker zugestehen wollten.

– Die Konsequenz von „9/11“ sei die For-
cierung einer „union sacrée“ – der Kampf
gegen den Terrorismus führe zur Einschrän-
kung von Bürgerrechten.

Diese Problemstellungen seien keine zeit-
lich gebundenen Phänomene, sondern würden
auf den strukturellen Defekten der repräsentati-
ven Demokratie basieren, die den Auswirkun-
gen der Globalisierung und Medialisierung nicht
standhalten könnten. Autoritäre Demokratien
hätten unter diesen Bedingungen eher die Chan-
ce, handlungsfähig zu bleiben.

Politi argumentierte, dass der Nationalstaat
ein überholtes, integrationsverhinderndes Kon-
zept sei. Für die Zukunft der Demokratie auf
EU-Ebene vermutete er a „radical redistribution
of sovereignity at different ultra-national levels“
– gleichzeitig sei „the idea of European
Citizenship (…) particularly useful in creating
a new collective identity, even if not a panacea“.

Was das Verhältnis von Medien und Demo-
kratie in Europa betrifft, so stimmte Politi den
Ausführungen anderer Referenten zu: Ent-
politisierung, Infotainment-Berichterstattung
und Medienmanipulation durch die Politik sei-
en die gängigen Befunde.

Re-Demokratisierung und Europäisierung
(im Sinne einer europäischen Integration) be-
nötigten, so Politi, ein konzeptionelles Rahmen-
werk:
– die Aufwertung des Europäischen Parla-

ments,
– kleinere Wahlkreise/Wählerschaften für das

EP,
– „MP of national parliaments should sit for a

legislature in the European parliament before
being re-elected at home“,

– eine „richtige“ Europäische Verfassung.

Wolfgang C. Müller und Bernhard Perchinig
kommentierten das Referat von Alessandro
Politi und präsentierten eine Zusammenfassung
der Länderfallbeispiele: „Democracy is a con-
tested concept“, so Müller. Letztlich seien in den

Länderfallbeispielen keine Prozesse von Ent-
demokratisierung festgestellt, sondern schon
länger bestehende Defizite sichtbar geworden.
Handlungsbedarf gebe es auf europäischer wie
auch auf nationaler Ebene – hier vor allem im
Bereich der Förderung sozialer und parti-
zipativer Demokratie.

Was sich als „roter Faden“ durchziehe, sei
die Bestätigung der von Meyer eingangs kon-
statierten „gemischten Bilanz der großen und
kleinen Demokratiedefizite“, die ernsthafte
Gegenstrategien erfordern würden und aufgrund
ihrer nationalen Besonderheiten nicht europä-
isch gelöst werden könnten. Interessante
Entwicklungsparallelen, so Perchinig, bestün-
den zwischen Italien und der Tschechischen
Republik, „both countries in transition with a
traditionally weak society and strong parties“.

„Gloom and doom scenarios“, wie von Politi
gezeichnet, wurden von den Moderatoren an-
gezweifelt, seine Lösungsvorschläge als nicht
praktikabel verworfen (wie z. B. der Vorschlag,
nationale Abgeordnete vor ihrer Wiederwahl für
eine Legislaturperiode im Europaparlament zu
verpflichten). Politis Demokratisierungsvor-
schläge für die Konstruktion „Europa“ glichen,
so Müller abschließend, „eher Aspirin, wo doch
Penicillin gebraucht würde“.

Die Analysen der Länderfallbeispiele erga-
ben zwar ein umfassendes Bild nationaler Be-
sonderheiten und Interpretationen von Demo-
kratieentwicklung und Demokratiequalität –
letztlich konnten aber jene Fragestellungen der
Tagung, die den Status von Demokratisierung
bzw. Entdemokratisierung auf europäischer
Ebene betreffen, (noch) nicht beantwortet wer-
den

.
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